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Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

1 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023  
Beitrag 24  Wenn das Land erbt: Schnell statt bestmöglich verwerten? 
(Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP [s. Anlage 1]) 7 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3553 

– keine Wortbeiträge 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN, FDP und AfD stimmt der Ausschuss dem Be-
schlussvorschlag (s. Anlage 1) zu. 
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2 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 

dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023   
Beitrag 19  Förderung einer Panelstudie mit Pannen (Beschlussvorschlag 
der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 2]) 8 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3552 

– keine Wortbeiträge 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN, FDP und AfD stimmt der Ausschuss dem Be-
schlussvorschlag (s. Anlage 2) zu. 

3 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023   
Beitrag 31  Risikomanagement der Finanzämter: Einstufung in Risiko-
klassen optimierungsbedürftig (Beschlussvorschlag der Fraktionen von 
CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 3]) 9 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3554 

– keine Wortbeiträge 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN, FDP und AfD stimmt der Ausschuss dem Be-
schlussvorschlag (s. Anlage 3) zu. 

4 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023   
Beitrag 32  Risikomanagement der Finanzämter: Bearbeitungsweise bei 
wichtigen Sicherungselementen des Risikomanagementsystems unzu-
reichend (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und FDP [s. Anlage 4]) 10 

Vorlage 18/2842 
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Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3555 

– keine Wortbeiträge 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN, FDP und AfD stimmt der Ausschuss dem Be-
schlussvorschlag (s. Anlage 4) zu. 

5 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023   
Beitrag 33  Drohende Steuerausfälle beim Wechsel der Gewinnermitt-
lungsmethode (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 5]) 11 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3556 

– keine Wortbeiträge 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN, FDP und AfD stimmt der Ausschuss dem Be-
schlussvorschlag (s. Anlage 5) zu. 

6 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023   
Beitrag 13  Landesförderung der Offenen Ganztagsangebote braucht 
klare Regeln 12 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3712 

– Wortbeiträge 
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7 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 

dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023   
Beitrag 21  Zustand und Erhaltungsmanagement unserer Landesstraßen 
verbesserungsbedürftig 15 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3713 

– Bericht durch LMR Burkhardt Dinglinger (LRH) 

– Wortbeiträge 

8 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023   
Beitrag 22  Kosten- und Zeitplanung bei Straßenbaumaßnahmen des 
Landes muss verbessert werden 18 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3714 

– Bericht durch LMR Burkhardt Dinglinger (LRH) 

– Wortbeiträge 

9 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023   
Beitrag 23  Renaturierung der Mintarder Aue 23 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3715 

– Bericht durch LMR'in Sonja Gärtner (LRH) 

– Wortbeiträge 
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10 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 

dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023   
Beitrag 28  Förderung von Haltungsverfahren auf Stroh – hohe Fehler-
quote und unzureichende Vorgaben 25 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3716 

– Bericht durch LMR'in Sonja Gärtner (LRH) 

– Wortbeiträge 

* * * 
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1 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023  
Beitrag 24 Wenn das Land erbt: Schnell statt bestmöglich verwerten? (Be-
schlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
[s. Anlage 1]) 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3553  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer teilt mit, es liege mit der Vorlage 18/3553 ein aktu-
alisierter Sachstandsvermerk des Landesrechnungshofs vor. 

Anlässlich der abschließenden Beratung weise er darauf hin, dass hierzu ein Be-
schlussvorschlag der Fraktionen von CDU, Grünen und FDP zugegangen sei. 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN, FDP und AfD stimmt der Ausschuss dem Be-
schlussvorschlag (s. Anlage 1) zu. 
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2 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023  
Beitrag 19 Förderung einer Panelstudie mit Pannen (Beschlussvorschlag der 
Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 2]) 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3552  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer teilt mit, mit diesem Beitrag befasse man sich heute 
letztmalig. 

Es liege mit der Vorlage 18/3552 ein aktualisierter Sachstandsvermerk des Landes-
rechnungshofs vor. 

Anlässlich der abschließenden Beratung weise er darauf hin, dass hierzu ein Be-
schlussvorschlag der Fraktionen von CDU, Grünen und FDP zugegangen sei. 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN, FDP und AfD stimmt der Ausschuss dem Be-
schlussvorschlag (s. Anlage 2) zu. 
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3 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023  
Beitrag 31 Risikomanagement der Finanzämter: Einstufung in Risikoklassen 
optimierungsbedürftig (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 3]) 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3554  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer teilt mit, mit diesem Beitrag befasse man sich heute 
letztmalig. 

Es liege mit der Vorlage 18/3554 ein aktualisierter Sachstandsvermerk des Landes-
rechnungshofs vor. 

Anlässlich der abschließenden Beratung weise er darauf hin, dass hierzu ein Be-
schlussvorschlag der Fraktionen von CDU, Grünen und FDP zugegangen sei. 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN, FDP und AfD stimmt der Ausschuss dem Be-
schlussvorschlag (s. Anlage 3) zu. 
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4 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023  
Beitrag 32 Risikomanagement der Finanzämter: Bearbeitungsweise bei wichti-
gen Sicherungselementen des Risikomanagementsystems unzureichend 
(Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
FDP [s. Anlage 4]) 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3555  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer teilt mit, mit diesem Beitrag befasse man sich heute 
letztmalig. 

Es liege mit der Vorlage 18/3555 ein aktualisierter Sachstandsvermerk des Landes-
rechnungshofs vor. Nach diesem hätten sich keine Änderungen im Sachstand ergeben. 

Anlässlich der abschließenden Beratung weise er darauf hin, dass hierzu ein Be-
schlussvorschlag der Fraktionen von CDU, Grünen und FDP zugegangen sei. 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN, FDP und AfD stimmt der Ausschuss dem Be-
schlussvorschlag (s. Anlage 4) zu. 
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5 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023  
Beitrag 33 Drohende Steuerausfälle beim Wechsel der Gewinnermittlungs-
methode (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und FDP [s. Anlage 5]) 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3556  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer teilt mit, mit diesem Beitrag befasse man sich heute 
letztmalig. 

Es liege mit der Vorlage 18/3556 ein aktualisierter Sachstandsvermerk des Landes-
rechnungshofs vor. 

Anlässlich der abschließenden Beratung weise er darauf hin, dass hierzu ein Be-
schlussvorschlag der Fraktionen von CDU, Grünen und FDP zugegangen sei. 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN, FDP und AfD stimmt der Ausschuss dem Be-
schlussvorschlag (s. Anlage 5) zu. 
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6 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023  
Beitrag 13 Landesförderung der Offenen Ganztagsangebote braucht klare 
Regeln  

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3712  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer teilt mit, dieser Beitrag stehe heute erstmalig auf 
der Tagesordnung. 

Dirk Wedel (FDP) führt aus, in der aktualisierten Sachstandsdarstellung fielen zwei 
Dinge auf, zum einen das neue Logo, aber das sei wahrscheinlich dem Umzug ge-
schuldet. 

Zum Zweiten wolle er eine Frage an das MSB stellen. Es werde wieder eine Anpas-
sung der Förderrichtlinie zum nächstmöglichen Zeitpunkt in Aussicht gestellt. Er frage, 
ob das zeitlich eingegrenzt werden könne. 

Eine zweite Frage habe er zur Seite 2 der Sachstandsaktualisierung. Diese richte sich 
wieder ans MSB. Ihm leuchte nicht ein, wieso, wenn es eine landeseinheitliche För-
derrichtlinie und auch einen landeseinheitlichen Musterbescheid gebe, dann keine ein-
heitliche Handhabung des Ganzen bei den Bezirksregierungen möglich sei. Da habe 
das MSB auf die Ermessens- und Gestaltungsspielräume der Bewilligungsbehörden 
hingewiesen. 

MR’in Pia Hegener (MSB) weist darauf hin, dass dieses Verfahren noch nicht abge-
schlossen sei. Man befinde sich gewissermaßen noch im Prozess. 

Zu der Frage, wann der „nächstmögliche Zeitpunkt“ sei, teile sie mit, dass man sich in 
diesem Prozess an einem weit fortgeschrittenen Punkt befinde. Man bearbeite diese 
Förderrichtlinie in jedem Jahr. Das sei notwendig, um die die Fördersätze entspre-
chend anzupassen. Es werde eigentlich jedes Jahr zu dieser Zeit – es schwanke im-
mer ein bisschen –, also vor Beginn des neuen Schuljahres, die Richtlinie veröffent-
licht. Die Einlassungen des Landesrechnungshofes habe man natürlich zum Anlass 
genommen, sich sehr umfassend, diesmal umfassender als in den vergangenen Jah-
ren, all die Möglichkeiten zur Vereinheitlichung anzuschauen und fachliche Vorschläge 
zu unterbreiten, um die Verwaltungspraxis in den Bezirksregierungen durch Verein-
heitlichungen zu vereinfachen. Dieses Verfahren befinde sich derzeit in der Ressort-
abstimmung, diese sei noch nicht abgeschlossen.  
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Dirk Wedel (FDP) bedankt sich für die Ausführungen. Die letzte Stellungnahme des 
MSB stamme vom 22.10.2024. Danach würden in der neuen Richtlinie einheitlichere 
Maßstäbe vorgegeben. Dazu erbitte er Näheres. 

MR’in Pia Hegener (MSB) erläutert, genauso sei es vorgesehen. Bezogen auf alle 
Prüfmitteilungen des Landesrechnungshofes habe man sich die Dinge noch mal an-
geschaut.  

Sie verweise darauf, dass man sich mit den Bewilligungsbehörden, also den Bezirks-
regierungen, die das in der Administration durchführten, in einem engen Austausch 
befinden. Die Prüfung beziehe sich auf ein Schuljahr, das schon ein bisschen länger 
zurückliege. In der Zwischenzeit habe es zwischen dem Fachreferat und den Bezirks-
regierungen regelmäßige Arbeitskontexte gegeben.  

Sie betone, dass man ein Fachreferat für den Ganztag und nicht das zuständige Haus-
haltsreferat sei. Das hänge natürlich alles miteinander zusammen. Man sei in einem 
engen Austausch und habe diese Dinge auf der Arbeitsebene mit den Bezirksregie-
rungen besprochen, um jenseits von Förderrichtlinienänderungen in der gemeinsamen 
Verwaltungspraxis zu mehr Klarheit zu kommen. 

Frank Börner (SPD) schickt vorweg, auch ihn habe interessiert, wann diese Förder-
richtlinie zum Abschluss komme. 

Er frage, welche Kosten, die bisher gedeckt worden sei, vielleicht nicht mehr geltend 
gemacht werden könnten. 

MR’in Pia Hegener (MSB) sagt, sie könne natürlich einer noch nicht abgeschlossenen 
Ressortabstimmung nicht vorgreifen. Bezüglich der Förderrichtlinien stimme man sich 
immer mit den beteiligten Ressorts und innerhalb des Hauses ab, die dann der Haus-
leitung vorgelegt würden. Dieser Prozess müsse abgewartet werden, um nicht Details 
mitzuteilen, die dann hinterher nicht einträfen. 

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE) verweist auf Seite 116 der Vorlage 18/2842, wonach 
nach Auffassung des LRH die bisherigen Regelungen zur Betreuungspauschale in der 
Förderrichtlinie OGS und den Zuwendungsbescheiden missverständlich seien. Das 
sei ja im Rahmen der Prüfung aufgefallen. Seines Wissens werde, bevor Förderricht-
linien und Verwaltungsrichtlinien oder Vorschriften in Kraft gesetzt würden, der LRH 
beteiligt. Vor dem Hintergrund frage er, warum das nicht vorher aufgefallen sei. 

LMR Dr. Jörg Rohde (LRH) lässt wissen, in der Tat habe man nach der einschlägigen 
Vorschrift seinerzeit die Richtlinie erhalten, und zwar zur Kenntnisnahme. Darauf habe 
sich die Einsichtnahme in die Richtlinie beschränkt. 

Anke Fuchs-Dreisbach (CDU) bedankt sich beim Landesrechnungshof für den Bericht. 
Dazu habe sie zwei Fragen an den Landesrechnungshof, zum einen zur Digitalisierung, 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 14 - APr 18/874 

Ausschuss für Haushaltskontrolle  25.03.2025 
24. Sitzung (öffentlich) rt 
 
 
nämlich ob man der Auffassung sei, dass eine Digitalisierung der Nachweisführung die 
Transparenz weiter erhöhen werde. 

Darüber hinaus interessiere sie, ob die Maßnahmen des Ministeriums dazu beitrügen, 
dass die OGS-Förderung zukünftig noch stärker am Bedarf der Kinder ausgerichtet 
sei. 

LMR Dr. Jörg Rohde (LRH) die Frage zur Digitalisierung könne er nicht beantworten. 
Das sei ein Blick in die Zukunft. Normalerweise sollte Digitalisierung die Dinge immer 
besser machen. Er könne nur hoffen, dass das so sein werde. 

Die Frage, ob das Ministerium für Schule und Bildung die richtigen Maßnahmen initi-
ieren werde, könne er beantworten, wenn die Förderrichtlinie vorliege und man geprüft 
habe, ob die richtigen Dinge auf den Weg gebracht würden. Das werde jedoch eine 
Entscheidung des Kleinem Kollegium sein, der er nicht vorgreifen könne. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer teilt mit, dass die abschließende Beratung auf der 
Grundlage eines Beschlussvorschlags für die nächste Sitzung vorgesehen sei. Er bitte, 
Beschlussvorschläge bis spätestens zum 15. Mai, also dem Donnerstag vor dem 
nächsten Sitzungstermin, im Ausschusssekretariat einzureichen. 
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7 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023  
Beitrag 21 Zustand und Erhaltungsmanagement unserer Landesstraßen 
verbesserungsbedürftig  

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3713 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer teilt mit, dieser Beitrag stehe heute erstmalig auf 
der Tagesordnung. 

LMR Burkhardt Dinglinger (LRH) legt dar: 

Die Bedeutung einer leistungsfähigen Verkehrsinfrastruktur für die wirtschaftliche 
Versorgung der Bevölkerung und auch für die Mobilität ist unstreitig und uns allen 
bewusst. Wir haben uns in dieser Prüfung angeschaut, wie der aktuelle Stand dieser 
Verkehrsinfrastruktur, der Landesstraßen in Nordrhein-Westfalen ist. Wir haben ei-
nen Schwerpunkt einmal auf die tatsächliche Situation, sprich den Zustand, auf der 
Grundlage der Zustandserfassung und -bewertung, die regelmäßig stattfindet, ge-
legt und parallel geschaut, was mit dem Geld ist, das seitens des Landes für diesen 
Bereich zur Verfügung gestellt wird. 

Positiv, ganz klar: Es ist von 2011 bis 2022 mehr Geld geflossen, Anstieg von 88 
Millionen auf rund 222 Millionen Euro. Was wir aber auch feststellen konnten, war, 
dass sich der Zustand der Straßen nicht eindeutig verbessert hat. Klar ist, das liegt 
natürlich auch an den Baupreissteigerungen, die zu verzeichnen sind und die unbe-
rücksichtigt geblieben sind bei der entsprechenden Bemessung der Finanzmittel, 
die zur Verfügung gestellt worden sind. 

Allein auf die Finanzierungsseite schauen wollten wir nicht. Wir haben uns auch das 
Erhaltungsmanagement im Ministerium insgesamt angeschaut: Wie sah die Strate-
gie aus? Welche Ziele wurden definiert? Welche Prioritäten wurden gesetzt? Ich 
sage dazu: Wir haben diese Prüfung am 1. Februar begonnen und konnten zu der 
Zeit jedenfalls noch nicht viel feststellen. Wir haben viel gefragt, viel gesichtet, viel 
war nicht da.  

Wir haben dann im November – das muss ich in aller Deutlichkeit sagen – von der 
Sanierungsoffensive erfahren, die gestartet wurde, und haben dann unmittelbar, be-
vor wir kurz vor dem Abschluss dieser Prüfung waren, diese Dinge mit aufgenom-
men und haben sie uns angeschaut.  

Diese Ziele und die Maßnahmen, die mit der Sanierungsoffensive verbunden wa-
ren, sind dem Grunde nach positiv aus unserer Sicht. Das haben wir auch entspre-
chend bewertet. Wir konnten uns aber nicht abschließend zu den Ergebnissen oder 
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zu den weiteren Maßnahmen zur Konkretisierung äußern, weil wir so weit noch gar 
nicht waren.  

Wir sind der Auffassung, dass hier ein richtiger Weg gegangen wird. Das Ministe-
rium hat ja jetzt eine Priorisierung angekündigt. Das Ministerium hat auch einen 
Fahrplan erstellt. Wir werden uns das im Rahmen einer Folgeprüfung sicherlich 
noch mal anschauen, wenn es denn soweit ist und umgesetzt worden ist. 

Das möchte ich einfach an dieser Stelle sagen, um den Rahmen zu setzen. 

Dirk Wedel (FDP) sagt, er habe drei Fragen zum Erhaltungsmanagement an das 
MUNV.  

Er bitte darum, den Priorisierungsprozess aus sieben Schritten etwas näher darzustel-
len, gerne auch in einer Vorlage im Nachgang zu dieser Sitzung. 

Ihn interessiere, ob die Ergebnisse der ZEB-Kampagne 2023 zwischenzeitlich vorlägen 
und ob es bereits Ergebnisse der Gespräche zwischen MUNV und FM in Bezug auf 
die Notwendigkeit der Bewertung, Erfassung und Bilanzierung des Infrastrukturvermö-
gens gebe und wie das FM die Rechtslage einschätze.  

MR’in Heike Ischebeck (MUNV) sagt nähere Ausführungen zum Priorisierungspro-
zess in einer Vorlage zu. 

Die Ergebnisse der ZEB 2023 lägen mittlerweile vor. Diese würden derzeit ausgewer-
tet, und eine Veröffentlichung der Daten stehe kurz bevor. 

Die Abstimmungen bezüglich der Bilanzierung seien noch nicht abgeschlossen. Dazu 
könne man in der nächsten Ausschusssitzung berichten. 

Dirk Wedel (FDP) gibt zu bedenken, dass die Beschlussvorschläge im Vorfeld der 
nächsten Sitzung eingereicht werden müssten. Insofern frage er, ob es möglich sei, 
entsprechende Ausführungen anderthalb oder zwei Wochen vor der nächsten Sitzung 
zuzuleiten. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer merkt an, er stelle hartnäckiges zustimmendes Ni-
cken seitens des Ministeriums fest, wobei er sich nicht auf die Zeiten von Herrn Wedel 
einlassen würde, sondern das mit „schnellstmöglich“ formuliere. 

Frank Börner (SPD) führt an, der Anteil der Straßen, die unbedingt verbessert werden 
müssten, habe sich nicht verringert. Es müssten immer noch etwa 3 % der erhaltungs-
bedürftigen Straßen saniert werden. Ihn interessiere, warum der Zustand nicht besser 
werde. 

Des Weiteren frage, ob, wenn Planungen für den Straßenneubau vorgenommen würden, 
es zukünftig möglich sei, Baupreissteigerungen mit einzukalkulieren, soweit man das 
vorhersagen könne. Es bestehe ja immer das Problem, das auch in der Öffentlichkeit 
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immer eine Rolle spiele, dass die Kostensteigerungen nicht mehr für jedermann nach-
vollziehbar seien. 

LMR Dr. Markus Mühl (MUNV) antwortet, man fahre seit ungefähr sieben bis acht 
Jahren oder noch etwas länger eine grundlegende Sanierung. Das bedeute, es werde 
nicht großflächig die Oberfläche instandgesetzt, sondern die Straßen würden von 
Grund auf saniert. Dadurch verspreche man sich vor allen Dingen eine längere Halt-
barkeit, sodass sich in absehbarer Zeit der Zustand verbessern werde. 

Es werde von den Haushaltsabstimmungen zwischen den Häusern abhängig sein, in-
wieweit Baupreissteigerungen berücksichtigt werden könnten. Selbstverständlich 
gebe es Baupreissteigerungen. Man könne nur die vorhandenen Zahlen weiter fort-
schreiben. Es sei schwer, zu prognostizieren, wie sich der Markt entwickele. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer sagt, die abschließende Beratung unter Berücksich-
tigung eines Beschlussvorschlags sei für die nächste Sitzung vorgesehen. Auch hier 
erbitte er Beschlussvorschläge bis zum 15. Mai. 
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8 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023  
Beitrag 22 Kosten- und Zeitplanung bei Straßenbaumaßnahmen des Landes 
muss verbessert werden  

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3714 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer teilt mit, dieser Beitrag stehe heute erstmalig auf 
der Tagesordnung. 

LMR Burkhardt Dinglinger (LRH) führt aus: 

Wir haben uns im Rahmen einer Querschnittsprüfung damit beschäftigt, was in den 
vergangenen Jahren mit dem in diesem Bereich eingesetzten Geld gemacht worden 
ist, wo wir aus unserer Sicht gewisse Defizite festgestellt haben und welche das im 
Einzelnen sind. 

Ganz kurz, Stichwort „Kostenstabilität“: Es sind 100 Millionen Euro, die wir als Mehr-
kosten festgestellt haben über den Zeitraum 2017 bis 2021. Das sind rund 30 % 
über alle abgerechneten Baumaßnahmen hinweg. Da gibt es aus unserer Sicht ein-
deutig Verbesserungspotenzial beim Landesbetrieb Straßenbau NRW.  

Auffällig waren insbesondere die Leistungsänderungen. Nachdem ein Auftrag ver-
geben wurde, kam es zu deutlichen Leistungsänderungen mit entsprechenden Kon-
sequenzen, Leistungsänderungen, Nachträge und Ähnliches. 

Ich will ein ganz kleines Beispiel nennen. Das sind keine wahnsinnigen Beträge, 
über die ich jetzt hier rede. Wenn man im Leistungsverzeichnis von einer Rodung 
von 135 Bäumen ausgeht, man aber nachher 538 Bäume rodet, dann frage ich mich 
manchmal – ich weiß, das ist Kleinkram –, was da falschgelaufen ist. 

Ein anderes Beispiel ist, wenn beispielsweise die Grundbesitzverhältnisse nicht 
sauber ermittelt wurden und man die Baustellenzufahrt, die Baustelleneinrichtungen 
und die bereits erstellten Bodenmieten umlagern musste für Kosten von 132.000 Euro.  

Das sind Dinge, die man hoffentlich vermeiden kann. 

Insofern glauben wir, dass man bei den Leistungsverzeichnissen einiges verbes-
sern können müsste. 

Wir haben uns aber nicht, um nicht den falschen Eindruck zu erwecken, hier mit 
Einzelmaßnahmen auseinandergesetzt – das machen wir auch im Rahmen unserer 
Prüfung zum Teil –, sondern hier haben wir im Rahmen einer Querschnittsprüfung 
mal eine Gesamtschau über alle Baumaßnahmen in dem gerade genannten Zeit-
raum durchgeführt.  
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Anders als bei der Erhaltung von Landesstraßen, über die wir gerade gesprochen 
haben, ist es hier so, dass wir noch nicht ganz so weit sind in unserem Prozess. 
Das heißt, wir sind hier noch in intensiven Diskussionen mit dem Ministerium zu den 
nächsten Schritten, die erforderlich sind, um dazu beizutragen, dass die Kostensta-
bilität verbessert wird. 

Das ist das eine. 

Wenn ich noch kurz auf die Terminüberschreitungen eingehen kann. Auch da haben 
wir festgestellt, dass hier zum Teil sehr deutliche Überschreitungen zu verzeichnen 
waren mit entsprechenden Konsequenzen natürlich für die Situation vor Ort und für 
die betroffenen Bürgerinnen und Bürger und auch für die Kosten natürlich zum Teil. 

Auf die verzögerte Bearbeitung möchte ich jetzt gar nicht weiter eingehen. Das sind 
die internen Prozesse des Landesbetriebs. Ich glaube, daran müssen die auch noch 
arbeiten.  

Insgesamt – das will ich noch mal deutlich machen – zeigt dieser Binnenvergleich 
der Aufgabenwahrnehmung, den wir durchgeführt haben, zwischen den Regional-
niederlassungen, dass hier einiges an Potenzial ist, das man heben könnte, Best-
Practice-Beispiele und Ähnliches. Ich glaube, dass wir uns da auf einen Weg bege-
ben müssen, um hier noch ein bisschen selbst zu lernen. 

Betonen möchte ich, dass wir mit dieser Ausstellung ein Signal geben wollten, die 
eigene Tätigkeit des Landesbetriebs noch ein bisschen stärker zu reflektieren. Ich 
selbst war bei dem Schlussgespräch beim Landesbetrieb dabei und kann nur sagen: 
Die Zahlen, die wir dort präsentiert haben und die alle vorliegen haben, sind dort mit 
großem Interesse aufgenommen worden, weil sie selbst diese Auswertung nicht 
gefahren haben. Insofern glaube ich, dass auf diesem Weg der Landesbetrieb noch 
einige Schritte gehen muss. Wir sind noch in der Diskussion mit dem Ministerium. 

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE) sagt, seine Fragen richteten sich sowohl an den LRH als 
auch an das Ministerium.  

Es seien 295 Maßnahmen untersucht worden. Bei 83 % sei die ursprüngliche Auftrags-
summe überschritten worden und insgesamt dann im Durchschnitt um 30 %. Er frage, 
ob es hier Ausreißer gegeben habe. 

Der Untersuchungszeitraum sei 2017 bis 2021 gewesen. Im Sommer 2021 habe es 
eine Flut gegeben. Ihn interessiere, inwiefern das auf die untersuchten Verfahren Aus-
wirkungen gehabt habe, ob das mit in die Auswertung eingeflossen sei. 

LMR Burkhardt Dinglinger (LRH) sagt, die 30 % seien ein Durchschnittswert. Er habe 
keine Erkenntnisse über den Median und Spitzenwerte. Da müsste man in die Statistik 
schauen. 

Für den Zeitraum 2017 bis 2021 habe man nur eine Gesamtschau betrieben. Die Idee 
sei gewesen, wenn Indizien vorlägen, dass bestimmte Dinge nicht ganz sauber gelau-
fen seien, sich das einmal genauer anzuschauen. 
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Das Ministerium habe vom LRH die einzelnen Daten erbeten, die man zugrunde gelegt 
habe. Diese habe man geliefert. Wenn daraus Erkenntnisse erwüchsen, dass be-
stimmte Sonderfälle aus 2021 eine Wirkung erzielt hätten, dann sei er offen für weitere 
Diskussionen. Ihm gehe es einfach darum, sich die Zahlen anzuschauen und daraus 
für die Zukunft zu lernen. 

Dirk Wedel (FDP) bedankt sich für die Ausführungen. 

Er wolle von LRH und Ministerium wissen, ob es bei der Prüfung Hinweise darauf ge-
geben habe, warum die Leistungsbeschreibungen so ungenau oder defizitär seien, 
dass man praktisch andauernd zu Nachträgen greifen müsse. 

Daran schließe sich die Frage an, was man tun könne, damit die Leistungsbeschrei-
bungen zielgenauer würden, um Nachträge zu verhindern. 

Bei der Termintreue sei die Rede davon – auch diese Frage richte sich an LRH und 
Ministerium –, dass die Möglichkeit eröffnet werden solle, Bonuszahlungen für Bau-
zeitbeschleunigungen zu bestimmen. Er frage, ob es nicht auch die Möglichkeit gebe, 
einen Malus für Terminüberschreitungen festzusetzen. 

Abschließend interessiere ihn der Sachstand hinsichtlich des Beschleunigungspro-
gramms. 

LMR Burkhardt Dinglinger (LRH) teilt mit, die Ursache für ungenaue Leistungsbe-
schreibungen könne er nicht eindeutig benennen.  

Bezüglich der Frage, wie man das verbessern könne, verweise auf darauf, dass man 
aus Best Practice einiges lernen könne. Es sei festgestellt worden, dass im Vergleich 
der Regionalniederlassungen große Unterschiede bestünden im Hinblick auf die Qua-
lität der Leistungsverhältnisse. Aus diesen Erfahrungen der anderen könnten sicher-
lich Verbesserungen abgeleitet werden. Ob es mehr Personal sei oder es andere 
Gründe habe, die dazu geführt hätten, habe man nicht erhoben. 

LMR Dr. Markus Mühl (MUNV) legt dar, das Problem der Bauvorbereitung werde im-
mer individuell angegangen. Insofern habe Herr Dinglinger völlig recht. Best Practice 
oder solche Dinge müssten sich noch besser durchsetzen. Beim Landesbetrieb gebe 
es viele Erfahrungsaustausche der Betroffenen. Das Ministerium habe 2022 einzelne 
Prozesse überprüft und sei anschließend da eingestiegen. Derzeit werde ein QMS-
System installiert. Damit würden die Prozesse erfasst und vereinheitlicht. Jeder, der 
diese Prozesse durcharbeite oder sich damit beschäftige, habe so ein Schema, das er 
dann entsprechend abarbeiten könne, sodass es für die Kollegen vor Ort einfacher 
werde, die Dinge umfassend zu bearbeiten. Dadurch werde sicherlich auch eine Ver-
einheitlichung aller Dinge geschehen, hoffentlich dann auch mit weniger Fehlern. 

Es gebe selbstverständlich auch Malus, allerdings sei dieser aus rechtlichen Gründen 
auf 5 % begrenzt. Er finde das nicht sehr befriedigend, aber dagegen werde man wohl 
aus rechtlichen Gründen nicht ankommen. 
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Bezüglich eines Bonus-Systems habe man etwas entwickelt, was in Kürze sicherlich 
veröffentlicht werde. Das werde man hoffentlich dieses Jahr noch anwenden können. 

Frank Börner (SPD) möchte wissen, warum es so starke Abweichungen zwischen 
den einzelnen Regionalniederlassungen gebe, dass das Ergebnis so unterschiedlich 
sei. 

LMR Dr. Markus Mühl (MUNV) sagt, da könne er nur spekulieren. Es möge zum Bei-
spiel daran liegen, dass einzelne Niederlassungen aufgrund des Generationenwech-
sels inzwischen viele junge Kollegen hätten, die noch eingearbeitet werden müssten. 
Ansonsten vermöge er dazu nichts zu sagen. 

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE) bittet das Ministerium um die Beantwortung seiner 
Frage, inwiefern die Flut in 2021 Auswirkungen auf die Bauvorhaben gehabt haben 
könne. 

Ferner wolle er wissen, ob bereits Maßnahmen ergriffen worden seien, um die Kosten 
und den Terminrahmen in Zukunft besser einzuhalten, die über den Bericht hinausgin-
gen, also worüber der LRH noch nicht berichtet habe. 

LMR Dr. Markus Mühl (MUNV) führt aus, es sei nach den Auswirkungen der Flut 
gefragt worden. Hier gehe es nur darum, wer die vertraglichen Bauzeiten überschritten 
habe. Wie der Landesrechnungshof das betrachtet habe, wisse er nicht einzuschät-
zen, aber das sei ja ganz am Ende des Prüfungszeitraums gewesen. Insofern glaube 
er nicht, dass es da große Auswirkungen gegeben habe. Es möge sich teilweise aus-
gewirkt haben, aber die Ausführungszeiten seien ja dann vertraglich verlängert wor-
den. Insofern seien es formal keine Fristüberschreitungen gewesen. 

LMR Burkhardt Dinglinger (LRH) sagt, er glaube auch, dass es eher marginale Ef-
fekte gehabt habe. Man habe die Maßnahmen betrachtet, die bis 2021 abgerechnet 
worden seien. 

Dann könne sich keine Flutmaßnahme ausgewirkt haben, merkt LMR Dr. Markus Mühl 
(MUNV) an. 

Auf die Frage, welche Konsequenzen man daraus gezogen habe, könne er antworten, 
dass man beim Landesbetrieb natürlich darüber rede und sich in entsprechenden Ex-
pertenkreisen, die regelmäßig einberufen würden, über solche Dinge austausche. Dar-
über hinaus habe er gerade schon auf das QMS verwiesen, das der Landesbetrieb 
jetzt umfassend durchführe. Auch das werde sicherlich Auswirkungen auf solche Pro-
zesse haben. 

Die Frage nach dem Bonusmodell und den Sanktionen, so Anke Fuchs-Dreisbach 
(CDU), sei bereits vom Ministerium beantwortet worden. Sie frage den LRH, ob man 
ein Bonussystem und Sanktionen dazu rechtssicher umsetzen könne. 
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Dazu, so LMR Burkhardt Dinglinger (LRH), könne er nichts sagen. Das habe man 
nicht geprüft, nicht bewertet.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer erinnert an die Frage von Herrn Dr. Kaiser nach 
Ausreißern. Er, Schmeltzer, gehe davon aus, dass, wenn es welche gegeben habe, 
man diese doch sicherlich in Erinnerung habe.  

LMR Burkhardt Dinglinger (LRH) stimmt dem zu. – Vorsitzender Rainer Schmelt-
zer stellt fest, dann könne es ja keine riesengroßen Ausreißer gegeben haben. 

Auf der Grundlage eines Beschlussvorschlags sei die abschließende Beratung für die 
nächste Sitzung vorgesehen. Er erbitte den Beschlussvorschlag bis zum 15. Mai. 
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9 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023  
Beitrag 23 Renaturierung der Mintarder Aue  

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3715 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer teilt mit, dieser Beitrag stehe heute erstmalig auf 
der Tagesordnung. 

LMR’in Sonja Gärtner (LRH) trägt vor: 

Der Beitrag 23 des Jahresberichts beschäftigt sich mit den wesentlichen Ergebnis-
sen einer Prüfung, die der Landesrechnungshof und das Rechnungsprüfungsamt 
Düsseldorf 2022 gemeinsam durchgeführt haben. Es geht um die gewässerökolo-
gische Entwicklungsmaßnahme in der Mintarder Aue.  

Ganz konkret sollte und ist wahrscheinlich auch mit dieser Maßnahme ein Flussab-
schnitt der Ruhr ökologisch verbessert worden. Ein Alt- und Nebenarm der Ruhr 
wurde wiederhergestellt und quasi an die Ruhr angeschlossen. Das Ganze fand 
statt ab 2018 und ist fertiggestellt worden im Jahr 2019. 

Die Bezirksregierung hatte schon 2011 ein Ingenieurbüro mit der Planung beauf-
tragt. Dieses Ingenieurbüro hat die Umsetzung der Maßnahme dann auch im We-
sentlichen begleitet.  

Was haben wir festgestellt? Es sind eigentlich zwei Bereiche. Zum einen haben wir 
festgestellt, dass die bei der Bezirksregierung geführte Dokumentation mangelhaft 
war. Wir haben in dem Beitrag dafür zwei Beispiele genannt, auf die ich jetzt aber 
nicht näher eingehen will. 

Zum anderen haben wir festgestellt, dass, wie es im Landeswassergesetz vorgese-
hen ist, die Bezirksregierung keine abschließende Bauzustandsbesichtigung durch-
geführt hatte.  

Die Bezirksregierung hat im Wesentlichen alles eingeräumt bzw. sogar vollumfäng-
lich eingeräumt. Sie hat zugesagt, in Zukunft ihre Dokumentation sorgfältiger zu 
führen, die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen entsprechend noch mal zu sensibilisie-
ren, und die Bauzustandsbesichtigung sollte nachgeholt werden. 

Die Prüfung war zum Zeitpunkt des Jahresberichts schon abgeschlossen, weil der 
Landesrechnungshof aufgrund der vollumfänglichen Einräumung seiner Empfeh-
lungen und Monita entschieden hat, das Prüfungsverfahren abzuschließen. Inso-
weit haben sich bis hierhin keine weiteren Entwicklungen in diesem Verfahren er-
geben.  
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Frank Börner (SPD) fragt, ob die Bauzustandsbesichtigung nachgeholt worden sei.  

RBr Stefan Werner (MUNV) antwortet, die Bauzustandsbesichtigung sei inzwischen 
nachgeholt worden, nämlich im August 2024.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer teilt mit, auf der Grundlage eines Beschlussvor-
schlags erfolge in der nächsten Sitzung die abschließende Beratung. Er erbitte einen 
Beschlussvorschlag bis spätestens zum 15. Mai. 
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10 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023  
Beitrag 28 Förderung von Haltungsverfahren auf Stroh – hohe Fehlerquote 
und unzureichende Vorgaben  

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3716 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer teilt mit, dieser Beitrag stehe heute erstmalig auf 
der Tagesordnung. 

LMR’in Sonja Gärtner (LRH) führt aus: 

Der Beitrag 28 nimmt das Ziel des Landes auf, die Verbesserung des Tierwohls 
anzustreben. Konkret geht es um die Richtlinie zur Förderung der Haltung von Rin-
dern und Schweinen auf Stroh. Bei so einer Strohhaltung ist zu berücksichtigen, 
dass die Tiere in Laufställen, also ohne angebunden zu sein, gehalten werden, sich 
darin frei bewegen können und die Liegeflächen mit Stroh eingestreut werden. 

In der Richtlinie macht das Land sehr weitgehende Vorgaben zum Beispiel zur un-
eingeschränkt nutzbaren Stallfläche für die Tiere, zur Haltung der Tiere in Laufstäl-
len mit teilperforierten oder planbefestigten Flächen. Verstöße gegen die Zuwen-
dungsvoraussetzungen werden nach der Richtlinie – gestuft jeweils nach der 
Schwere des Verstoßes – durch eine anteilige Kürzung der Zuwendung geahndet. 

Wir haben uns gemeinsam mit dem RPA Arnsberg zwischen Oktober 2021 und 
September 2022 die Umsetzung dieser Richtlinie angeguckt, sind bei der Bewilli-
gungsbehörde gewesen – das ist in diesem Fall der Direktor der Landwirtschafts-
kammer als Landesbeauftragter – und haben bei insgesamt 129 landwirtschaftli-
chen Betrieben vor Ort geprüft, die eben Zuwendungen über diese Richtlinie emp-
fangen haben.  

Was haben wir dabei festgestellt? Auch hier sind zwei größere Bereiche im Grunde 
genommen Gegenstand unserer Feststellung gewesen. 

Zum einen haben wir doch im Hinblick auf die Gesamtgröße 129 ganz erhebliche 
Verstöße gegen die Vorgaben der Richtlinie festgestellt. Insgesamt bei 54 der ge-
prüften landwirtschaftlichen Betriebe wurde festgestellt, dass die Vorgaben nicht 
eingehalten wurden. Das Ganze ist im Einzelnen aufgedröselt dargestellt im Jah-
resberichtsbeitrag selber auf den Seiten 274, 275. Darauf möchte ich gar nicht so 
genau eingehen. 

Und dann haben wir uns, weil eben die Beanstandungsquote so groß war bei den 
geprüften landwirtschaftlichen Betrieben, mit dem Förderverfahren selbst beschäftigt, 
also wie das Förderverfahren durch die Bewilligungsbehörde aufgesetzt gewesen 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 26 - APr 18/874 

Ausschuss für Haushaltskontrolle  25.03.2025 
24. Sitzung (öffentlich) rt 
 
 

ist. Dabei haben wir festgestellt, dass die Zuwendungsempfangenden selber gar 
nicht so genau um die Einhaltung bzw. die Vorgaben der Richtlinien Bescheid wuss-
ten, mussten in den Anträgen Eigenerklärungen abgeben durch Ankreuzen, aber 
quasi für sich selber nicht verifizieren, ob sie die Vorgaben tatsächlich einhalten. Im 
Prinzip haben sie das auch hinterher moniert, haben also gesagt, dass man in die-
sem Bewilligungsverfahren und in den Anträgen eigentlich den Zuwendungsemp-
fangenden die Gelegenheit geben muss, für sich selber durchzurechnen, ob sie die 
Vorgaben der Richtlinie überhaupt erfüllen können. Das würde auch der Bewilli-
gungsbehörde selber die Gelegenheit geben, schon bei der Antragsprüfung nach-
vollziehen zu können, ob überhaupt ein Zuwendungsfall vorliegt oder nicht. 

Was haben jetzt Ministerien und Bewilligungsbehörde veranlasst? Die Bewilligungs-
behörde hat zahlreiche Rückforderungsbescheide für die Fälle erlassen, in denen 
Vorgaben nicht eingehalten wurden, und das Ministerium hat insgesamt zweimal 
seine Richtlinie angepasst und unseren Monita zu den entsprechenden Vorgaben 
der Richtlinie vollumfänglich Rechnung getragen.  

Damit sind eigentlich alle unsere Empfehlungen mittlerweile umgesetzt worden. Das 
Verfahren ist zwar noch offen, es ist allerdings nur offen, weil gegen einzelne Rück-
forderungsbescheide der Bewilligungsbehörde noch Klageverfahren anhängig sind 
und wir darum gebeten haben, uns über den Stand der Klageverfahren noch zu 
unterrichten. 

Dirk Wedel (FDP) bedankt sich für die Ausführungen.  

Er habe einige Verständnisfragen. Ihn verwunderten – das sei auf Seite 273 des Jah-
resberichts – die Folgen eines Verstoßes gegen die Zuwendungsvoraussetzungen. 
Um überhaupt eine Zuwendung zu bekommen, müsse man doch 100 % der geforder-
ten Fläche haben. Wenn man zum Beispiel nur 91 % der Fläche habe, dann bekomme 
man diese nicht. Wenn sich aber im Nachhinein herausstelle, dass man nicht 100 %, 
sondern zum Beispiel nur 91 % habe, müsse man nur 50 % der Zuwendung zurück-
geben. Das sei doch an sich völlig kurios. Insofern habe er Zweifel an der Rechtmä-
ßigkeit.  

2021 und 2022 seien ungefähr 39,5 Millionen verausgabt worden, aber es würden nur 
280.000 zurückgefordert, obwohl prozentual relativ viele Fälle moniert worden seien. 
Ihn interessiere seitens des Ministeriums, ob die anderen Fälle noch mal geprüft wor-
den seien oder ob man nur den Fällen nachgegangen sei, die der Landesrechnungshof 
konkret benannt habe. Das könne ja sonst rechnerisch überhaupt nicht hinkommen. 

Es leuchte ein, dass man etwas sorgfältiger sei, wenn man praktisch selber etwas 
ermitteln müsse, anstatt nur etwas anzukreuzen. Nichtsdestotrotz müsse doch auch 
ein Kreuz bindend sein, sodass dem Rechtsfolgen nicht entgegenstünden. 

LMR’in Sonja Gärtner (LRH) legt dar, sie gehe zunächst auf die Frage ein, warum es 
nicht zu einer hundertprozentigen Rückforderung führe, wenn der erforderliche Anteil 
der uneingeschränkt nutzbaren Stallfläche für die Anzahl der Tiere, die darauf gehalten 
würden, nicht erfüllt sei. Diese Frage könne sie nicht beantworten. Das sei in der 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 27 - APr 18/874 

Ausschuss für Haushaltskontrolle  25.03.2025 
24. Sitzung (öffentlich) rt 
 
 
Richtlinie so festgelegt worden. Man habe sich aber in einem ersten Schritt – das sei 
auch im Jahresberichtsbeitrag dargestellt worden – mit dem Ministerium und auch der 
Bewilligungsbehörde darüber auseinandergesetzt, wie eigentlich der Anteil der Abwei-
chung zu berechnen sei. Insofern sei man da schon ein Stück weitergekommen. Ur-
sprünglich sei die Idee gewesen, dass der Anteil noch nicht einmal anhand derjenigen 
Fälle berechnet werde, in denen es Abweichungen gebe, sondern dass man es auf 
den gesamten Betriebszweig beziehe, sodass quasi der prozentuale Grad noch mal 
geringer gewesen sei. Welche Idee dahintergestanden habe, nicht immer zu einer hun-
dertprozentigen Kürzung zu kommen, könne sie nicht erläutern, sei auch in dem Ver-
fahren zwischen Bewilligungsbehörde, Ministerium und LRH nicht debattiert worden. 

Ein falsches Kreuz stehe natürlich einer Rückforderung nicht entgegen, aber um das 
ganze Verfahren rechtssicherer auszugestalten, habe man empfohlen, sowohl im 
Sinne der Zuwendungsempfangenden als auch im Sinne der Bewilligungsbehörde, um 
einfach einen höheren Grad der Gewissheit zu haben, dass tatsächlich ein Zuwen-
dungsfall vorliege, das anders zu gestalten, und das sei ja mittlerweile der Fall. 

RB’r Christof Weins (MLV) führt aus, er betreue diese Richtlinie seit vielen Jahren.  

Es sei die Frage gestellt worden, warum bislang nur 200.000 Euro Rückforderungen 
durchgesetzt und inwieweit die anderen Fälle noch mal nachgeprüft worden seien. Die 
vom LRH konkret bemängelten Fällen seien sukzessive abgearbeitet worden. Da 
seien seines Wissens jetzt noch Klagefälle offen. Wenn diese so entschieden würden, 
dass es zu einer Rückforderung komme, werde das natürlich entsprechend umgesetzt. 

Ansonsten würden regelmäßig jedes Jahr mindestens 5 % der Betriebe geprüft. Das 
sei Standard bei den verschiedenen Fördermaßnahmen, sei auch eine EU-Vorgabe 
aus der alten Förderperiode. Insofern werde auf dieser Basis der dann jeweils festge-
stellten Feststellungen, Verpflichtungsverstöße agiert. Man könne natürlich nicht rück-
wirkend für die Betriebe, die jetzt geprüft worden seien, oder die anderen Betriebe 
prüfen. Es seien ja mittlerweile seit 2021 drei Förderjahre sozusagen ins Land gegangen. 
Alle Betriebe, die einen Antrag stellten, würden verwaltungsmäßig geprüft und 5 % vor 
Ort. Verpflichtungsverstöße, die dabei festgestellt würden, könnten natürlich zu einer 
Sanktion, zu einer Kürzung der Förderung führen. 

Es sei angesprochen worden, dass ein Problem darin bestehe, dass Betriebe sich viel-
leicht unzureichend mit den verschiedenen Verpflichtungen auseinandersetzten. Das 
sei so. Es gebe eine ganze Reihe von verschiedenen Verpflichtungen, also mehr Platz 
gewähren, eine größere Futterfläche gewähren, insbesondere die Liegeflächen mit 
Stroh einzustreuen. Gerade die Stroheinstreu sei ein schwierig objektivierbares Prüf-
kriterium. Die Größe einer Liegefläche oder der Stallfläche könne problemlos mit Maß-
band und Zollstock gemessen, ob aber die Einstreu ausreichend sei, um eine weiche 
Liegefläche, eine trockene Liegefläche zu erzeugen, sei schwierig objektivierbar zu 
prüfen. Dies sei ein Punkt, wo der Landesrechnungshof gesagt habe, dass die Ver-
pflichtungen nicht ausreichend eingehalten worden seien, wo es aber bei den Prüfun-
gen durch den technischen Prüfdienst der Zahlstelle, sprich Landwirtschaftskammer, 
teilweise zu anderen Auffassungen gekommen sei. Die Zahlstelle werde ja ihrerseits 
auch noch mal durch eine bescheinigende Stelle nachgeprüft. Das bleibe ein Stück 
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weit als Problem. Man habe für sich die Regelung getroffen, dass sich alle Betriebe, 
wenn sie einen Antrag stellten und eine Bewilligung haben wollten, sich noch mal aus-
führlich im Rahmen einer Online-Schulung, die die Kammer anbiete, mit diesen Voraus-
setzungen auseinandersetzen müssten, bei der sehr anschaulich auch anhand von 
Bildern gezeigt werde, worauf es ankomme, was eine gute Einstreu sei und wo die 
Einstreu kritisch zu werden drohe, sodass sich die Betriebe dann noch intensiver mit 
den Verpflichtungen auseinandersetzten. 

Dirk Wedel (FDP) bedankt sich für die Erläuterungen.  

Eine Frage sei nicht beantwortet worden, nämlich, warum, wenn sich im Nachhinein 
ein Verstoß gegen die Zuwendungsvoraussetzungen herausstelle, nur 50 % der Zu-
wendungen zurückgezahlt werden müssten und nicht alles. Schließlich bekomme man 
ja keine Zuwendung, wenn von vornherein feststehe, dass man nicht über die nötige 
Fläche verfüge. 

LMR’in Sonja Gärtner (LRH) sagt, ob das mit dem Zuwendungsrecht dem Grunde 
nach vereinbar sei, sei seitens des LRH nicht problematisiert worden. Man habe im 
Prinzip die Richtlinie in der Umsetzung geprüft, aber diese grundlegende Frage sei 
nicht aufgeworfen worden. 

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE) weist darauf hin, dass man sich im Umwelt- und Land-
wirtschaftsausschuss bereits mit dieser Thematik beschäftigt habe, da diese die Land-
wirte im Frühjahr sehr bewegt habe, als die Online-Schulungen aufgekommen seien. 
Seiner Erinnerung nach sei ein Problem gewesen, dass für eine Förderung bestimmte 
Lichtverhältnisse gewährleistet sein müssten und das in die Fläche mit einberechnet 
oder im Nachgang herausgerechnet worden sei. Der Punkt sei gewesen, dass es bei 
manchen landwirtschaftlichen Betrieben so gehandhabt worden sei, dass eine große 
Stalltüre offengelassen worden sei und somit die Lichtverhältnisse gestimmt hätten 
und dann die erforderliche Fläche vorhanden gewesen sei. Wenn dann aber bei der 
Kontrolle die Tür geschlossen gewesen sei, hätten die Lichtverhältnisse nicht mehr 
gestimmt. Damit habe die erforderliche Fläche nicht zur Verfügung gestanden, und 
somit seien die Fördervoraussetzungen im Grunde genommen nicht erfüllt gewesen. 
Eine Folge daraus seien nun die Schulungen, um genau diese Dinge auszuschließen. 

Frank Börner (SPD) fragt, ob er es richtig verstanden habe, dass Überprüfungen, ob 
die Maßnahmen ordentlich durchgeführt worden seien, erst dann veranlasst und Rück-
forderungen gestellt worden seien, nachdem der Landesrechnungshof aktiv geworden 
sei.  

Mit den beiden Beispielen tue er sich schwer. Bezüglich der Frage, wie viel Stroh eine 
Kuh brauche, um gemütlich schlafen zu können, gebe es doch sicherlich Untersuchun-
gen, nach denen der Minimumbedarf und Maximumbedarf festgehalten worden sei. 
Darauf müsse doch auch die Förderung abstellen. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 29 - APr 18/874 

Ausschuss für Haushaltskontrolle  25.03.2025 
24. Sitzung (öffentlich) rt 
 
 
Das Gleiche gelte für das, was Herr Kaiser angeführt habe, Tür auf oder Tür zu. Wenn 
im Winter draußen minus 10 Grad seien, dann werde die erforderliche Fläche nie zur 
Verfügung gestellt, weil dann die Tiere bei geöffneter Tür krank würden, da es zu kalt 
sei. Insofern müsse man das doch irgendwie quantifizieren können bei der Bewilligung 
eines Förderbescheides. 

RB’r Christof Weins (MLV) betont, es sei das übliche Verfahren, dass es Rückforde-
rungen nur bei Betrieben gebe, die geprüft worden seien. In dem Fall habe der Lan-
desrechnungshof aufgrund seiner Prüfung Feststellungen gemacht. Diese Fälle seien 
dann geprüft worden, und in vielen Fällen habe eine Rückforderung durchgesetzt wer-
den müsse, in manchen auch nicht. Genauen Zahlen habe er jetzt nicht vorliegen. 

Bezüglich der Strohmenge gebe es nicht Empfehlungen, aber Werte des Kuratoriums 
für Technik und Bauen in der Landwirtschaft, die zeigten, mit wie viel Stroh man in 
bestimmten Haltungsverfahren, bei bestimmten Stalltypen rechnen müsse. Es würden 
Spannen angegeben, die aber teilweise so groß seien, dass man daraus nicht genau 
ableiten könne, wie viel es sei. 

Vor allem könne man die Strohmenge, die in einen Stall eingebracht worden sei, ei-
gentlich technisch nicht prüfen. Man könne nicht in den Stall gehen und messen, wie 
viel Stroh eingebracht worden sei. Die Strohmenge hängt im Übrigen auch von vielen 
verschiedenen Faktoren ab, von der Luftfeuchtigkeit, von der Strohqualität, ob es Wei-
zen- oder Gerstenstroh sei etc. Das Ziel sei, eine weiche und trockene Liegefläche zu 
schaffen. So werde geprüft.  

Das Thema „tageslichtdurchlässige Fläche“ habe zu Beginn der Förderperiode, also 
seit 2003, extrem beschäftigt, nämlich die Frage, was zu einer tageslichtdurchlässigen 
Fläche gehöre, ein Fenster, ob das durchsichtig sein müsse, ob vor dem Fenster kein 
Stroh gelagert werden dürfe. Dieses Problem habe man inzwischen gelöst.  

Es habe einzelne Feststellungen gegeben, dass die Verpflichtung zur tageslichtdurch-
lässigen Fläche nicht eingehalten worden sei. Das sei aber kein wirklich großes Thema 
gewesen. 

Tür offen, Tür zu, auch das gehöre zu dem Thema, wie viel Licht in einen Stall fallen 
solle. Es sei geregelt worden, dass Türen im Rinderbereich, wenn sie offen stünden, 
dazu zählten, im Schweinebereich nicht. Das habe mit der Haltung von Rindern und 
Schweinen zu tun. Rinder fühlten sich bei Kälte wohler als bei Wärme. Bei Schweinen 
sei es anders.  

Frank Börner (SPD) merkt an, der Titel der Richtlinie laute „Richtlinie zur Förderung 
von Haltungsverfahren auf Stroh“. Es sei quasi eine Förderrichtlinie ausgeschrieben 
worden, die Haltung auf Stroh, ohne zu quantifizieren, was man damit meine. Derje-
nige, der Fördergeld bekommen habe, meine, man brauche gar nicht so viel Stroh. 
Damit wisse niemand genau, was eigentlich gefördert worden sei, aber das Geld sei 
geflossen. 
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Vorsitzender Rainer Schmeltzer entnimmt den Ausführungen, es gebe Kritikpunkte 
des Landesrechnungshofs, denen das Ministerium nachgegangen sei. Dann gebe es 
Hinweise der Landwirtschaftskammer, die die nicht teile. Er frage, ob das dann erledigt 
sei.  

Auch wenn er aus einer Stadt im Ruhrgebiet komme, wohne er doch im ländlichen 
Raum, umgeben von mehreren Bauernhöfen mit Viehhaltung. Ein Bericht des Landes-
rechnungshofes, der auch Fotos beinhalte, sei nicht die Regel. Magen-Darm-Probleme 
bei Menschen würden im täglichen Leben geregelt. Das gelte doch auch für Rinder. 
Er wisse von in seinem Wahlkreis beheimateten Landwirten, dass dementsprechend 
gehandelt werde, möglicherweise mit mehr Strohzufuhr oder anderen Dingen. Man 
könne doch nicht von der Hand weisen, dass dies ein gesundheitliches Problem sei. 
Fakt sei, die Rinder stünden im Mist. Darauf müsse doch eingegangen werden. 

RB’r Christof Weins (MLV) führt aus, die ganze Prüfung habe relativ lange gedauert. 
Unter anderem habe das auch damit zu tun, dass es seitens des Landesrechnungs-
hofs und seitens der Prüfer bei der Landwirtschaftskammer unterschiedliche Einschät-
zungen gebe, was eine ausreichende Einstreu sei. Es gebe eindeutige Fälle, aber 
auch Fälle, bei denen man sich die Situation noch mal angeschaut habe. Es habe in 
dem gesamten Prüfverfahren auch Fotos gegeben, wo man durchaus zu der Auffas-
sung kommen könne, dass ausreichend eingestreut sei, oder wo habe festgestellt wer-
den müssen, dass anhand dieses einen Fotos keine Schlussfolgerung auf den Ge-
samtbetrieb habe gemacht werden können. 

Auch er habe mit der Prüfung zu tun gehabt und sei bei mehreren Vor-Ort-Kontrollen 
dabei gewesen. Es habe Betriebe gegeben, bei denen er gesagt habe, das sei in Ord-
nung im Sinne der Gesamtförderung, und als er sich die Fotos abends noch mal an-
geschaut habe, sei er stutzig geworden. Das sei für ihn ein echtes Aha-Erlebnis gewe-
sen, dass man allein nur anhand eines Fotos nicht unbedingt die Gesamtsituation be-
urteilen könne. 

Ansonsten werde mit der Online-Schulung versucht, die Betriebe noch stärker zu sen-
sibilisieren, was eine vernünftige Stroheinstreu sei. 

LMR’in Sonja Gärtner (LRH) stellt klar, das Foto – davon gebe es mehrere – sei bei 
den Vor-Ort-Erhebungen entstanden. Insofern sei es nicht so, dass sich die Prüfungs-
feststellung auf die reine Anschauung von Bildmaterial beschränkt habe. 

Frank Börner (SPD) fragt, ob das Förderprojekt fortgesetzt werde und ob es bessere 
Richtlinien bezüglich des Tierwohl gebe. Seines Wissens gebe es ganz klare Katego-
rien, wie Tiere auszusehen hätten, und dann entsprechende Rückschlüsse auf die 
Haltungsbedingungen. Wenn schon Steuergelder eingesetzt würden mit der Aufforde-
rung, dem Tierwohl gerechter zu werden, dann müsse das ja irgendwie qualifizierbar 
sein.  
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Es sei vorgesehen, so RB’r Christof Weins (MLV), dass die Richtlinien weiter Anwen-
dung fänden. Die Fördermaßnahme solle also fortgeführt werden. Die Förderung sei 
im Übrigen auch im sogenannten GAP-Strategieplan. Das sei ein nationaler GAP-Stra-
tegieplan. Der stehe im Kontext mit der EU-Förderperiode. Da sei es Bestandteil. In-
sofern solle das erst einmal fortgesetzt werden 

Mit der Online-Schulung und der Richtlinienänderung habe man die Erwartung, dass 
es weniger Feststellungen gebe und es besser laufe als in der Vergangenheit.  

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE) führt an, in 2021 und 2022 seien zweieinhalbtausend 
Anträge gestellt worden. Dieses Förderprogramm sei im Rahmen der Landwirtschaft 
sehr wichtig. Es gebe etwa 25.000 landwirtschaftliche Betriebe. Das bedeute, gut 10 
% der landwirtschaftlichen Betriebe nähmen an diesem Förderprogramm teil. Im Rah-
men der Tierhaltung sei es also extrem wichtig, um zum einen zum Tierwohl beizutra-
gen und gleichzeitig auch landwirtschaftlichen Betrieben, insbesondere auch kleine-
ren, eine Perspektive und eine zusätzliche Möglichkeit zu geben, Einkommen zu ge-
nerieren. Dass das in den dargestellten Fällen nicht sinnvoll und nicht immer richtig 
gelaufen sei, d'accord, darüber müsse man reden, aber das Programm als solches sei 
ein ganz essenzieller Baustein und werde sehr stark nachgefragt im Rahmen der 
Landwirtschaft. Seiner Ansicht nach wäre es gut, zu betonen, dass das Land NRW 
bäuerliche Betriebe, landwirtschaftliche Betriebe unterstütze, die im Rahmen ihrer 
Tierhaltung auf Tierwohlprozesse, Strohhaltung usw. umstellten. Die kritisierten 
Punkte wolle er aber nicht infrage stellen. 

Frank Börner (SPD) macht deutlich, es würden Steuergelder ausgegeben, um das 
Tierwohl zu verbessern. Man habe aber herausgearbeitet, dass das oft nicht dazu 
führe, sondern dass das nur die Einkommensverhältnisse des Landwirtschaftsbetriebs 
verbessere. Es mache Sinn, wenn Geld ausgegeben werde, dass das Ziel erreicht 
werde, wobei man dieses Thema besser im zuständigen Ausschuss diskutieren sollte. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer teilt mit, dass auf der Grundlage eines Beschluss-
vorschlags in der nächsten Sitzung darüber abschließend beraten und abgestimmt 
werde. Er bitte auch hier um Beschlussvorschläge bis zum 15. Mai. 

gez. Rainer Schmeltzer 
Vorsitzender 
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Beschlussvorschlag zum Beitrag 24 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: Wenn das Land erbt: Schnell statt bestmöglich 
verwerten? 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die 

Organisation und Arbeitsweise im Bereich der Fiskalerbschaften geprüft 

hat. Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass 

es den zuständigen Bezirksregierungen an konkreten und aktuellen 

Vorgaben fehlte, um ein rechtssicheres, wirtschaftliches und einheitliches 

Vorgehen im Land bei der Abwicklung von Erbschaften zu gewährleisten, 

wodurch das ererbte Vermögen nicht optimal verwaltet und nur 

eingeschränkt verwertet, wurde. 

 

Darüber hinaus nimmt der Ausschuss zur Kenntnis, dass beispielsweise 

bei der Verwertung von Grundstücken nicht eindeutig geregelt war, wie 

die Verkaufsabsicht öffentlich bekanntzumachen ist, um durch Publizität 

Wettbewerb beim Verkauf herzustellen. 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass sowohl das die Dienstaufsicht innehabende 

Ministerium des Innern (IM) als auch das für die Fachaufsicht zuständige 

Ministerium der Finanzen (FM) bereits Verbesserungen in den 

Erbschaftsangelegenheiten des Landes eingeleitet und erste Maßnahmen 

erfolgreich umgesetzt haben. 
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Beschlussvorschlag zum Beitrag 19 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: Förderung einer Panelstudie mit Pannen 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die 

Zuwendung des Ministeriums für Kultur und Wissenschaft (MKW) an eine 

Universität zur Durchführung einer Panelstudie geprüft und dabei 

insbesondere die Durchführung des Förderverfahrens und den Nachweis 

der Verwendung von Fördermitteln untersucht hat.  

 

Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass 

entgegen den Vorgaben des Vergaberechts vor Erteilung des Auftrags zur 

Durchführung der Studie kein Vergabeverfahren durchgeführt wurde und 

dass kein vollständiger und nachvollziehbarer Verwendungsnachweis 

erbracht wurde. Darüber hinaus nimmt der Ausschuss zur Kenntnis, dass 

sowohl der Personaleinsatz als auch die Sachausgaben fehlerhaft 

abgerechnet wurden. 

 

Der Ausschuss begrüßt, dass das MKW die Berechnung der Zuwendung 

korrigiert und eine Rückforderung in Aussicht gestellt hat. 
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Beschlussvorschlag zum Beitrag 31 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: Risikomanagement der Finanzämter: 
Einstufung in Risikoklassen optimierungsbedürftig 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die 

Einstufung von Einkommensteuerfällen in Risikoklassen in der 

Finanzverwaltung geprüft hat. Der Ausschuss nimmt als zentrales 

Prüfergebnis zur Kenntnis, dass rund 70 % zufällig ausgewählter 

Steuerfälle, die im September 2023 der Risikoklasse 1 zugeordnet waren, 

keiner Einstufung in der Risikoklasse 1 bedurften. Darüber hinaus nimmt 

der Ausschuss zur Kenntnis, dass dadurch für das Jahr 2023 rund 53 

Vollzeitäquivalente zu viel für die Bearbeitung der risikobehafteten 

Steuerfälle eingeplant wurden. 

 

Der Ausschuss begrüßt, dass das Ministerium der Finanzen (FM) 

Maßnahmen zur optimierten Einstufung in Risikoklassen vorantreibt und 

positive Veränderungen angekündigt hat. Weiter weist der Ausschuss in 

diesem Zusammenhang auf die Bedeutung des Gleichheitsgrundsatzes 

im Steuerrecht hin.  
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CDU-Landtagsfraktion       20.03.2025 
GRÜNE-Landtagsfraktion 
FDP-Landtagsfraktion 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 25.03.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 32 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: Risikomanagement der Finanzämter: 
Bearbeitungsweise bei wichtigen Sicherungselementen des 
Risikomanagementsystems unzureichend 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) den 

Umgang mit zwei Sicherungselementen des Risikomanagementsystems 

der Finanzämter geprüft hat. Der Ausschuss nimmt als zentrales 

Prüfergebnis zur Kenntnis, dass die in den Sicherungselementen 

enthaltenen Prüfungen unzureichend erfolgten. Der Ausschuss nimmt 

ebenfalls zur Kenntnis, dass aufgrund des begrenzten Personalbestands 

in der Finanzverwaltung eine Aufgabenpriorisierung notwendig ist.  

 

Der Ausschuss begrüßt, dass das Ministerium der Finanzen (FM) unter 

Beachtung des begrenzten Personalkörpers der Finanzverwaltung 

umsetzbare Maßnahmen zur Optimierung der Bearbeitungsweise bei den 

Sicherungselementen des Risikomanagementsystems eingeleitet hat. 
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CDU-Landtagsfraktion       20.03.2025 
GRÜNE-Landtagsfraktion 
FDP-Landtagsfraktion 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 25.03.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 33 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: Risikomanagement der Finanzämter: Drohende 
Steuerausfälle beim Wechsel der Gewinnermittlungsmethode 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) gemeinsam 

mit dem Rechnungsprüfungsamt für Steuern die Bearbeitung von 

Steuerfällen im Zusammenhang mit einem Wechsel der 

Gewinnermittlungsmethode geprüft hat. Der Ausschuss nimmt als 

zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass die Bearbeitung der 

untersuchten Fälle größtenteils beanstandet wurde. Er nimmt ebenso zur 

Kenntnis, dass das Ministerium der Finanzen (FM) vor dem Hintergrund 

dieser Prüfergebnisse keine zwingende Notwendigkeit für eine 

zentralisierte Bearbeitung dieser Steuerfälle sieht. 

 

Der Ausschuss begrüßt, dass das FM mit dem Einstieg in einen 

Modellversuch zu größeren Einheiten mögliche Synergien und 

Verbesserungen durch eine stärker spezialisierte Bearbeitung 

unterschiedlicher Steuersachverhalte erproben möchte. Dieser Prozess 

befindet sich noch in der Anfangsphase.  

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 41 -
 

APr 18/874
 Anlage 5


	1	Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023	Beitrag 24 Wenn das Land erbt: Schnell statt bestmöglich verwerten? (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 1])
	2	Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023	Beitrag 19 Förderung einer Panelstudie mit Pannen (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 2])
	3	Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023	Beitrag 31 Risikomanagement der Finanzämter: Einstufung in Risikoklassen optimierungsbedürftig (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 3])
	4	Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023	Beitrag 32 Risikomanagement der Finanzämter: Bearbeitungsweise bei wichtigen Sicherungselementen des Risikomanagementsystems unzureichend (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 4])
	5	Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023	Beitrag 33 Drohende Steuerausfälle beim Wechsel der Gewinnermittlungsmethode (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 5])
	6	Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023	Beitrag 13 Landesförderung der Offenen Ganztagsangebote braucht klare Regeln 
	7	Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023	Beitrag 21 Zustand und Erhaltungsmanagement unserer Landesstraßen verbesserungsbedürftig 
	8	Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023	Beitrag 22 Kosten- und Zeitplanung bei Straßenbaumaßnahmen des Landes muss verbessert werden 
	9	Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023	Beitrag 23 Renaturierung der Mintarder Aue 
	10	Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023	Beitrag 28 Förderung von Haltungsverfahren auf Stroh – hohe Fehlerquote und unzureichende Vorgaben 

